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Exemplar 
Amt tür Orts- und Regionalplanung 401 aRI 410 

Stadt liestal 

Fassung vom 15.9.1987 

Quartierplanung Brunnmatt 

Die Stadt Liestal erlässt, gestützt auf § 4 des kantonalen Bauge­

setzes vom 15. Juni 1967, für das Gebiet Brunnmatt Quartierplan­

vorschriften, bestehend aus Quartierplan und Reglement. Gleich­

zeitig wird ein Quartierplanvertrag abgeschlossen. 

R e g 1 e m e D t 

1. GeltuDgsbereich 

1.1 Die Quartierplan-Vorschriften finden Anwendung innerhalb des 

Quartierplan-Perimeters, umfassend die beiden Parzellen 1661 

und 2279 sowie Teile der Parzelle 3140 GB Liestal. Die vorbe­

standenen Gebäude auf Parzelle 2279 werden vorgängig abge­

rissen. 

1.2 Die Vorschriften sind verbindlich für: 

Lage der Strassen und Fusswege, sowie Landabtretungen. 

- Lage, Grösse und Gestaltung der Bauten. 

- Art und Mass der Nutzung der Bauten. 

- Gestaltung und Benützung der Freiflächen und Anlagen. 

- Ober- und unterirdische Parkierung. 

Daneben enthalten sie Bestimmungen über die Realisierung der 

Quartierplanung. 

2. Erschliessung und Landabtretungen 

2.1 Die im Quartierplan enthaltenen öffentlichen Strassen, Geh­

wege und Baulinien sind mit Bezug auf Lage und Ausbaubreite 

verbindlich. Als integrierender Bestandteil der Quartierpla­

nung gilt der Bau- und Strassenlinienplan Heidenlochstrasse. 
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2.2 Die im Quartierplan enthaltene Führung einer öffentlichen 

Fussgängerverbindung parallel zur Ergolz sowie alle Zugänge 

für den Unterhalt der J2 und der Ergolz sind inbezug auf 

deren Lage und Ausbaubreite verbindlich. Dasselbe gilt auch 

für die Erschliessungsstrasse zum Brückenkopf Ueberführung 

Arisdörferstrasse über die J2. 

2.3 Die mit dem Landerwerb, der Strassen- und Gehwegerstellung 

sowie der Leistung der Vorteilsbeiträge zusammenhängenden 

Fragen werden im Quartierplanvertrag zwischen dem Kanton BL, 

der Stadt Liestal und der Grundeigentümerin geregelt. 

2.4 Für die Landabtretung ist der Vertragsplan Nr. 2 massgebend. 

3. Lage, Grösse und Gestaltung der Bauten 

3.1 Lage und Grösse der Bauten (Grundfläche, Geschosszahl) gemäss 

Quartierplan sind verbindlich. Die Erstellung weiterer Bauten 

ist nicht zulässig, ausgenommen Kleinbauten für öffentliche ~ 

versorgungsbetriebe und allfällige Anlagen für eine Holz- t 
schnitzelheizung sowie kleine Nebenbauten bei den Kinder­

spielplätzen. 

3.2 Geringfügige Abweichungen bezüglich der Baukörper sind mög­

lich, soweit sie im Rahmen der Ueberbauung nicht auffallen. 

Sie bedürfen der Zustimmung des Gemeinderates und der Bau­

direktion. 

1 

r:.3\ Die Dächer der Wohnbauten sind als Sattel- und Walmdächer 

~ auszuführen. Für die Dachwohnungen sind Dacheinschnitte für 

die Terrassen und teilweise als Dachausbauten ausgestaltete 

Risalite zulässig. 

3.4 Der Bürotrakt ist mit einem Flachdach zu versehen. Dachauf­

bauten sind erlaubt. 

ß. S"rlle Bauten sind in ihrer äusseren Erscheinung so aufeinander 

~/~abzustimmen, dass ein harmonischer Gesamteindruck entsteht. 

i 
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3.6 Die Lage der 3 Heiz- und Lüftungskamine wird im Zeitpunkt der 

Detailprojektierung festgelegt. 

3.7 Das Ausführungsprojekt und die äussere Farbgebung bedürfen 

der Zustimmung des Gemeinderates. Die Gestaltungsvorschriften 

gelten auch für spätere Umbauten und Renovationen. 

3.8 Für Radio und Fernsehen ist der Anschluss an die GGA vorzu­

sehen. 

3.9 Der Hauskehricht aller Bauten ist in Containern von 800 Liter 

Inhalt bereitzustellen. Dafür sind geeignete Abstellplätze 

vorzusehen. Die Bereitstellung der Abfälle richtet sich im 

übrigen nach den Bestimmungen im Reglement über die Beseiti­

gung von Abfällen. 

4. Gebäudeprofile und Gebäudehöhen 

4.1 Die im Quartierplan vorgesehenen Geschosszahlen sind verbind­

lich. 

4.2 Die im Quartierplan eingetragenen Höhen sind verbindlich. Ge­

ringfügige Abweichungen im Rahmen des Baubewilligungsverfah­

rens sind möglich, bedürfen jedoch der Zustimmung des Gemein­

derates und der Baudirektion. 

Die Geschosshöhen dürfen max. folgende Werte betragen: 

- Sockelgeschosse 

- Obergeschosse 

3.00 m 

2.80 m 

Die Einstellhalle liegt zum Teil über dem gewachsenen Terrain 

und wird begehbar überdeckt. 

5. Hass der Nutzung 

5.1 Die Gesamtnutzung der im Quartierplan zu erstellenden Bauten 

darf das Mass von 6'531 m2 nicht überschreiten. 

5.2 Zur Nutzung gezählt werden: 

- Die Summe sämtlicher Vollgeschossflächen. 

- Die Brutto-Nutzflächen der ausgebauten Dachwohnungen. 
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5.3 Nicht zur Nutzung gezählt werden: 

- Die Sockelgeschosse, soweit sie nicht vermietbare Wohnräume 

enthalten. 

- Sitzungs- und Nebenräume im Sockelgeschoss des Bürotraktes. 

- Offene Bauteile wie Hallen, Arkaden, Wohnbalkone und der-

gleichen. 

- Terrassenumschliessungswände, Wandnischen und Kästen auf 

offenen Balkonen. 

- Abstellräume in Wohnungen bis max. 4 m2 GrÖsse. 

- Aufzüge, sofern diese den Anforderungen für Rollstuhl-

gängigkeit entsprechen. 

- Allfällige, für eine Holzschnitzelheizung notwendige Klein­

bauten. 

- Autoeinstellhalle. 

- Wo das Dachgeschoss zu Wohnzwecken genutzt wird, wird die 

halbe Fläche des Treppenhauses nicht gerechnet. 

6. Art der Nutzung 

Gestattet sind Wohnbauten sowie Büros, Arztpraxen, Etagengeschäfte 

und Ateliers im Sinne der Kantonalen ZR-Normalien (ZR 4/63.2). 

7. Gestaltung der Freiflächen 

7.1 Die Bepflanzung der Freiflächen ist aufeinander abzustimmen. 

Wenn Sträucher gepflanzt werden, sind einheimische Sorten zu 

verwenden. 

7.2 Im Bereich der erdgeschossigen Wohnungen sind örtlich be­

grenzte Hecken und Holzpalisadenwände sowie offene Pergolas 

gestattet. Weitergehende Einfriedungen sind nicht gestattet. 

7.3 Für den Fall einer Parzellierung wird auf das Kapprecht ver­

zichtet. 

7.4 Für die Gestaltung des Teiches, die Terrainverschiebungen im 

Bereich der J2 sowie für die übrige Terraingestaltung ist der 

Quartierplan Nr. 1 richtungsweisend. 
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7.5 Die allgemeinen Freiflächen müssen den Bewohnern, insbeson­

dere den Kindern als Spiel- und Erholungsfläche zur Verfügung 

stehen. 

8. Parkierung 

8.1 Die unterirdischen Einstellplätze sind den Bewohnern zuzutei­

len und dürfen nicht zweckentfremdet werden. Eine Vermietung 

an Dritte ist nur zulässig, wenn die Parkierungsbedürfnisse 

der Siedlungsbewohner gedeckt sind. 

8.2 Die oberirdischen Parkplätze (inklusive BVK) sind nur für Be-~ 
sucher bestimmt und dürfen nicht vermietet werden. 

9. Realisierung der Quartierplanüberbauung 

9.1 Die Quartierplanüberbauung muss in einer einzigen Etappe aus­

geführt werden. 

9.2 Im Falle einer späteren Parzellierung sind die Grundeigentü­

mer verpflichtet, einander die notwendigen Näher- und Grenz­

baurechte, die Geh- und Fahrrechte sowie die Leitungsrechte 

unentgeltlich einzuräumen. 

9.3 Müssen öffentliche Werkleitungen oder Kabel aus technischen 

Gründen durch das Areal der Quartierplan-Ueberbauung geführt 

werden, so erteilen die Grundeigentümer die notwendigen 

Durchleitungsrechte unentgeltlich. 

Bestehende Einrichtungen sind dabei zu berücksichtigen. 

10. Schlussbestimmungen 

10.1 Der Gemeinderat überwacht die Anwendungen der Quartierplan­

Vorschriften. Das Baubewilligungeverfahren gemäss §§ 22 und 

25 ff der Vollziehungsverordnung zum Baugesetz bleibt vor­

behalten. 

10.2 Alle im Widerspruch zu den Quartierplan-Vorschriften stehen­

den früheren Zonenvorschriften gelten als aufgehoben. 
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10.3 Die Quartierp1an-Vorschriften treten mit der Genehmigung 

durch den Regierungsrat in Rechtskraft. Die Verurkundung des 

Quartierplanvertrages und die Landabtretung an die Stadt 

Liestal müssen dieser Genehmigung vorausgehen. 
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Gen e h m i gun 9 

Gemeinde 

Gemeinderat 15. Se~ ~87 
Einwohnerrat 3 O. Sept 1987 

Volksabstimmung :' 6. Dez. 1987 
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Kanton 

Regierungsratsbeschluss Nr. ~Cf& 

Datum <R.'-jU 0·' ;\~ 

Planauflage 2 1. Okt. 1987 - 19. Nov. 1Sc)I 

Der Stadtpräsident: 

Der 

Vorn Regierungsrat in seiner Sitzung vorn 28. Juni 1988 genehmigt. 

Liestal , 28. Juni 1988 










